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Ein Mann verkauft in der pakistanischen Hafenstadt Karachi Schutzmasken. SHAHZAIB AKBER / EPA

Kampf gegen die Ignoranz
Die pakistanische Bevölkerung glaubt bei Covid-19 lieber Gerüchten als Ärzten

ULRIKE PUTZ, TOKIO

Als Samira Qazi Ende Mai in Peshawar
losfährt, um in ihrem Heimatdorf das
Ende des Ramadan zu feiern, hat die
Pakistanerin kein gutes Gefühl: Ausge-
rechnet in dem Örtchen namens Manga
ist im März der erste Pakistaner an Co-
vid-19 gestorben. Der 50 Jahre alte Sa-
daat Khan hatte das Virus von einer Pil-
gerreise nach Mekka mit nach Pakistan
gebracht und es an Dutzende Dörfler wei-
tergegeben, die ihn bei seiner Heimkehr
feierten. «Ich wusste, dass das Corona-
virus bei uns im Dorf umgeht, und war
entsprechend vorsichtig»,sagt die 45-Jäh-
rige am Telefon, «meine Schwiegermut-
ter war richtig böse auf mich,weil ich nie-
manden umarmen wollte.»

Qazis Schwiegermutter führt alle
möglichen Theorien dafür an, dass Sars-
CoV-2 ungefährlich sei. Rechtschaffene
Muslime könnten daran nicht erkran-
ken, weil sie sich fünfmal am Tag vor
dem Gebet die Hände wüschen, argu-
mentiert die alte Frau etwa. Warum das
Virus dann den frommen Sadaat Khan
und viele seiner Nachbarn dahingerafft
hatte, kann sie nicht erklären. «Bei
Corona hört das Denken auf», sagt Qazi,
die als Analystin für eine internationale
Hilfsorganisation arbeitet.

Seltsame Ratschläge

Zwei Wochen nach dem Familienbesuch
wird Qazi krank. Als das Fieber immer
weiter steigt, lässt die Mutter eines
sechsjährigen Sohnes in einem Privat-
krankenhaus in Peshawar einen Covid-
19-Test machen: positiv. Qazi fährt nach
Hause, ihr Ehemann richtet ihr ein Zim-
mer her, in dem sie sich isolieren kann.
Die nächsten zehn Tage erlebt die Ana-
lystin im Fieberwahn. «Ich hatte Atem-
not und halluzinierte. Ich dachte, dass je-
mand mich töten will oder mich zwingen
will, Selbstmord zu begehen», erzählt sie.
An der Kranken geht weitgehend vor-
bei, dass sich neben diversen anderen
Familienangehörigen auch ihr 92-jähri-
ger Vater mit dem Virus angesteckt hat,
Qazis Vater überlebt nicht.

Woran sich Qazi jedoch gut erinnert,
sind die seltsamen Ratschläge, die ihr
besorgte Freunde und Verwandte am
Telefon geben. Selbst Akademiker wie
ihr ehemaliger Professor drängen sie,auf
keinen Fall ins Krankenhaus zu gehen.
«Dort würdenÄrzte den Covid-19-Kran-
ken Gift spritzen und sie umbringen»,
sagt Qazi. «Es war so anstrengend. Mir
ging es so schlecht, und dann musste ich
noch diesen Unsinn abwehren.»

Qazis Geschichte ist insofern exem-
plarisch, als sie von der doppelten Her-
ausforderung erzählt, der sich Pakistan
in diesen Monaten gegenübersieht. Da

ist einerseits das Coronavirus, das den
212 Millionen Pakistanern und Pakista-
nerinnen zusetzt. 257 900 Covid-19-Fälle
wurden bisher in Pakistan diagnostiziert
und 5426 Covid-19-Tote registriert – die
Dunkelziffer dürfte aber höher sein, pri-
vate Ärzte und Krankenhäuser, die etwa
drei Viertel der Gesundheitsversorgung
im Land stellen, haben sich beschwert,
dass die Ergebnisse der bei ihnen absol-
vierten Covid-19-Tests nicht in die offi-
zielle Statistik einflössen. Das Gesund-
heitssystem – sei es das staatliche oder
das private – ist seit Beginn der Krise
heillos überlastet. Der Staat habe beim
Krisenmanagement kläglich versagt,
schimpfen Experten unter dem Deck-
mantel der Anonymität.

Wenn die Lage in einigen Distrik-
ten punktuell etwas besser ist, liegt das
meist daran, dass dort Hilfe von aus-
sen ankommt. Die Schweizer Entwick-
lungsorganisation Helvetas etwa hat
auch dank der Unterstützung der Direk-
tion für Entwicklung und Zusammen-
arbeit (Deza) sechzehn Spitälern in drei
Regionen geholfen, sich auf die Pande-
mie einzustellen. In jenen Spitälern kön-
nen Ärzte ihren Covid-19-Patienten mit
einer Schutzmaske gegenübertreten
und Verdachtsfälle in Quarantäne-
stationen isolieren. Anderswo musste
medizinisches Personal in den ersten
Wochen ohne Schutzkleidung arbeiten
und wurde reihenweise krank. Helvetas
stellt nun mit Mitteln der Europäischen
Union zusätzlichen Spitälern Sauerstoff-
flaschen, mehr Schutzausrüstung und
Desinfektionsmittel zur Verfügung.

Doch neben der Krankheit kämpft
Pakistan mit einem fast ebenso hart-
näckigen Feind: der Ignoranz seiner Be-
völkerung. Die glaubt in grossen Tei-
len an die vielen rund ums Virus kur-
sierenden Gerüchte. Laut einer Um-
frage des Meinungsforschungsinstituts
Ipsos haben nur 3 Prozent der Pakista-
ner adäquate Informationen darüber,
wie sich das Virus verbreitet und wel-
che Methoden es zur Vorbeugung und
Behandlung von Covid-19 gibt.Zwar be-
müht sich die Regierung nach Kräften,
mit Aufklärungskampagnen Fachwissen
unter das Volk zu bringen. Doch gegen
die Latrinenparolen scheint sie machtlos.

Verheimlichte Infektionen

Tariq Jameel etwa, Pakistans berühm-
tester Fernsehgeistlicher, behauptet, das
Coronavirus sei eine Strafe Allahs da-
für, dass Pakistans Frauen zu liederlich
seien.Andere beschuldigen den Westen,
das Virus entwickelt zu haben: Elitäre
Westler wollen demnach die Bevölke-
rung in den armen Ländern dezimieren.

Pakistans Ärzten, die an vorders-
ter Front gegen Covid-19 kämpfen, ma-

chen solche Gerüchte das Leben schwer.
«Gerade in den Dörfern verheimlichen
die Menschen die Infektionen», sagt
Gulman Shah, er ist Chef des Gesund-
heitsamts des 1,8-Millionen-Einwohner-
Distrikts Nowshera in der nordpakista-
nischen Provinz Khyber Pakhtunkhwa,
deren Hauptstadt Peshawar ist. Weil
die Leute nicht recht wüssten, was es
mit Corona auf sich habe, werde es als
Stigma wahrgenommen, sagt Shah. An-
gesichts der Heimlichtuerei sei es fast
unmöglich, ordentliche Statistiken zu
führen und einen Überblick über die
Pandemie zu behalten.Weil Kranke ver-
steckt statt isoliert würden, breite sich
das Virus immer weiter aus.

Dass viele Pakistaner in Sachen
Corona lieber Verschwörungstheorien
als den eigenen Ärzte glauben, liegt
einerseits daran, dass die meisten Paki-
staner der Obrigkeit im Land tiefes
Misstrauen entgegenbringen. Anderer-
seits erzwingt das Virus den Bruch vieler
Traditionen und schürt so Ängste.

Beerdigung im kleinsten Kreis

In Pakistan ist es üblich, dass Angehö-
rige ihre Verwandten im Krankenhaus
umsorgen, ihnen Essen bringen und sie
pflegen. Bei Covid-19-Patienten ist das
jedoch verboten. Vor den Schleusen
zur Isolierstation sorgt das regelmässig
für tumultartige Szenen und befeuert
die Gerüchte. «Wir werden bedroht,
die Leute glauben wirklich, wir würden
ihre Angehörigen hier totspritzen», sagt
Mohammad Zahid, Covid-19-Beauf-
tragter des Qazi-Hussain-Ahmad-Spi-
tals in Nowshera. Angesichts der aufge-
heizten Stimmung habe sich die Spital-
verwaltung genötigt gesehen, das Team
von normalerweise acht Sicherheits-
leuten auf achtzig Bewaffnete aufzusto-
cken. «Ich hätte mir nie träumen lassen,
dass ich als Arzt Polizeischutz brauchen
würde», sagt Zahid.

Samira Qazi hat sich inzwischen kör-
perlich vom Coronavirus erholt, seelisch
ist sie jedoch mitgenommen. Die Beerdi-
gung ihres Vaters sei für sie besonders
traumatisch gewesen, erzählt sie: «Nor-
malerweise kommen Hunderte Men-
schen, um Abschied zu nehmen. Aber
wir haben darauf bestanden, die Trauer-
feier im kleinsten Kreis zu machen.»
Die Entscheidung sei von Nachbarn und
Freunden scharf kritisiert worden. «Sie
haben uns gedrängt. Zu einem ehrenvol-
len Leben gehöre nun mal ein grosses
Begräbnis, sagten sie. Egal, wie gross das
Ansteckungsrisiko sei.» Doch Qazi liess
sich nicht beirren. «Unsere Traditionen
sind wichtig, unsere Gesundheit ist wich-
tiger», sagt sie. Nur zwanzig Angehörige
waren zugegen, als der Patriarch einer
Grossfamilie beigesetzt wurde.

Knapper Vorsprung für
proeuropäisches Lager
Parlamentswahl in Nordmazedonien

VOLKER PABST, ISTANBUL

Während die Wahlen in Kroatien und
erst recht in Serbien deutliche Gewin-
ner hervorgebracht haben, ist der dritte
Urnengang auf dem Balkan seit Aus-
bruch der Pandemie so knapp ausgegan-
gen, wie es vorhergesagt wurde. In Nord-
mazedonien lagen nach Auszählung
von 98 Prozent der Stimmen die Sozial-
demokraten des früheren Ministerprä-
sidenten Zoran Zaev mit ihrer Allianz
«Mozeme» (wir können) mit 46 Abge-
ordneten (36,1 Prozent der Stimmen)
vorne. Dicht dahinter folgt mit 44 Sitzen
(34,9 Prozent) das Bündnis der national-
konservativen VMRO-Partei. Die bei-
den grossen Parteien der albanischen
Minderheit DUI und AA kommen auf
15 und 12 Sitze. Erstmals den Einzug
ins Parlament schaffen dürfte auch die
junge linkspopulistische Partei Levica.

Zaev erklärte sich noch in der Nacht
auf Donnerstag zum Wahlsieger. Das
offizielle Endergebnis liegt aber immer
noch nicht vor. Die Website der Wahl-
kommission war kurz nach Schliessung
der Wahllokale wegen eines Hacker-
angriffs für einige Stunden abgestürzt,
was die Auswertung verzögerte.

Schwierige Regierungsbildung

In Nordmazedonien gab es für denAmts-
inhaber keinen Bonus für die Bewälti-
gung der Pandemie. Das Land wurde
nach dem Rücktritt von Zaev seit Jah-
resbeginn von einem Technokratenkabi-
nett geführt. Wie in vielen Staaten auf
dem Balkan steigen die Infektionen wie-
der stark an, zuletzt täglich um 100 bis
200 Fälle.Nordmazedonien hat mit 2 Mil-
lionen Einwohnern zurzeit 4500 aktive
Krankheitsfälle. Zudem ist die Mortali-
tät bei fast 400 Verstorbenen höher als
überall sonst in der Region. Gesundheit-
liche Bedenken dürften ein Grund dafür
gewesen sein,dass nur knapp jeder zweite
Wahlberechtigte zur Urne ging.

Die Regierungsbildung dürfte schwie-
rig werden. In Nordmazedonien mit sei-
ner starken albanischen Minderheit von
25 Prozent fungieren albanische Parteien
traditionell als Königsmacher.Die Sozial-
demokraten und ihr früherer Regie-
rungspartner DUI könnten nach jüngs-
tem Stand der Auszählung im 120-köp-
figen Parlament über eine hauchdünne
Mehrheit von 61 Stimmen verfügen. Die
grösste albanische Partei hatte allerdings
im Vorfeld eine Regierungsbeteiligung
davon abhängig gemacht, dass ihr Spit-
zenkandidat Naser Ziberi Ministerpräsi-
dent werde. Obwohl sich das Verhältnis
zwischen den Volksgruppen in den letz-
ten Jahren verbessert hat, ist ein alba-
nischstämmiger Regierungschef in Nord-
mazedonien schwer vorstellbar.

Die Sozialdemokraten setzten in
ihrer Kampagne stark auf die in ihrer
Regierungszeit erzielten Fortschritte der
euroatlantischen Integration. Zaev legte
2018 mit dem früheren griechischen
Regierungschef Tsipras den jahrzehnte-
langen Namensstreit zwischen den bei-
den Nachbarstaaten bei und schaffte da-
mit das grösste Hindernis für Aufnahme-
gespräche mit Nato und EU aus der

Welt. Unter dem neuen Namen Nord-
mazedonien schritt der Beitrittsprozess
mit dem Nordatlantikpakt rasch voran,
seit dem 27. März 2020 ist die ehemalige
jugoslawische Teilrepublik das 30. Mit-
glied der Nato. Gegen die Aufnahme
von EU-Beitritts-Gesprächen legte
der französische Präsident Emmanuel
Macron jedoch im Oktober ein Veto ein.
Nach diesem Rückschlag kündigte Zaev
seinen Rücktritt und Neuwahlen an, die
nun stattfanden. Die Beitrittsgespräche,
für die es Ende März doch noch grünes
Licht aus Brüssel gab, werden die Amts-
zeit der neuen Regierung prägen.

Justiz bleibt im Zwielicht

DieVMRO-Partei,die von 2006 bis 2016
an der Macht war, hatte den Namens-
kompromiss mit Griechenland,aber auch
den davor geschlossenen Freundschafts-
vertrag mit Bulgarien immer abgelehnt.
Rückgängig gemacht hätten die maze-
donischen Nationalisten im Falle eines
Wahlsiegs die Abkommen allerdings
kaum. Ohnehin kritisierte der Spitzen-
kandidat derVMRO,Hristijan Mickoski,
im Wahlkampf vor allem die schlechte
wirtschaftliche Lage und die rechtsstaat-
lichen Mängel unter der sozialdemokra-
tischen Regierung. Letzteres mutet eini-
germassen skurril an, da das Land in der
Regierungszeit der VMRO ein Muster-
beispiel eines gekaperten Staates ab-
gab. 2018 setzte sich der damalige Par-
teivorsitzende und vormalige Minister-
präsident Nikola Gruevski nach Buda-
pest ab, um der Strafverfolgung wegen
Korruption zu entgehen.

Allerdings trifft das im Westen vor-
herrschende Bild des reformorientier-
ten Saubermanns Zaev nicht zu,bei allen

Verdiensten und dem eindeutigen Be-
kenntnis zur europäischen Integration.
Vor der Parlamentsabstimmung über die
Namensänderung, bei der Zaevs Regie-
rung auf Stimmen der Opposition ange-
wiesen war,wurde auf einzelneAbgeord-
nete erpresserischer Druck ausgeübt.

Auch die Justiz bleibt im Zwielicht.
Mitte Juni wurde die Chefin der Sonder-
staatsanwaltschaft, die nach dem Wahl-
sieg der Sozialdemokraten 2016 zur Be-
kämpfung der Korruption unter Gruev-
ski gegründet wurde, ihrerseits wegen
Bestechlichkeit zu sieben Jahren Haft
verurteilt. Die «Frankfurter Allgemeine
Zeitung» erhebt auch Zweifel an der
Rechtmässigkeit des Verfahrens gegen
Gruevski. Kurz vor den Wahlen tauch-
ten zudem Tonbandaufnahmen auf,
die sowohl Zaev wie Mickoski in ein
schlechtes Licht rückten. Der rechts-
staatliche Reformbedarf bleibt in Nord-
mazedonien gross.

Zoran Zaev
früherer
MinisterpräsidentRE

UT
ER
S

ANZEIGE

Notstand in der Schweiz.
Gemeinsam für
die Schwächsten.

Spenden Sie jetzt
30 Franken: SMS mit
Text CORONA 30 an 227

Corona-
Krise

Freitag, 17. Juli 2020 INTERNATIONAL 5

Kopflose OSZE
Die Mitgliedstaaten stürzen die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in eine Führungskrise

IVO MIJNSSEN, WIEN

Innert weniger Wochen hat eine Gruppe
von Mitgliedsländern die Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE) in eine bedrohliche
Krise gestürzt. Nach einer Reihe von
politischen Manövern ist die multilate-
rale regionale Organisation mit 3900
Mitarbeitenden ab Sonntag führungs-
los. Ende letzter Woche beschlossen die
Staaten nämlich, die Amtszeiten ihrer
vier Spitzenvertreter entgegen den
Usanzen nicht zu verlängern.

Prominentestes Opfer ist der Luzer-
ner Diplomat Thomas Greminger, der
2017 im Paket mit drei anderen Kan-
didaten zum Generalsekretär gewählt
wurde. Mit ihm verlieren die Islände-
rin Ingibjörg Solrun Gisladottir, die das
Büro für demokratische Institutionen
und Menschenrechte (Odihr) leitete,
der französische Medienbeauftragte
Harlem Désir und der italienische Hohe
Kommissar für nationale Minderheiten,
Lamberto Zannier, ihre Mandate. Trotz
intensiven Vermittlungsbemühungen
auch der Schweiz und des albanischen
Vorsitzes scheiterte zuletzt eine techni-
sche Verlängerung ihrer Amtszeiten bis
Dezember ebenfalls. Nun entsteht ein
monatelanges Vakuum an der Spitze
der 1990 gegründeten OSZE, zu deren
Hauptthemen der Dialog um Sicher-
heitsfragen, die Rüstungskontrolle und
die Konfliktprävention gehören.

Der Kraftakt von 2017

Unumstritten war das Quartett nie. So
bedurfte es angesichts zunehmender
geopolitischer Spannungen und der dar-
aus resultierenden Uneinigkeit unter
den 57 Mitgliedstaaten bereits bei der
letzten Besetzung der Schlüsselpositio-
nen einer Kraftanstrengung. Diese ge-
lang am 11. Juli 2017 eher überraschend:
Das Paket zimmerte der österreichische
Ratsvorsitz,wobei der damaligeAussen-
minister Sebastian Kurz seinenAmtskol-
legen Sergei Lawrow intensiv bearbei-
tete, um die Zustimmung Russlands zu
den grösstenteils aus westeuropäischen
EU- und Nato-Ländern stammenden
Kandidaten zu erwirken.Greminger ver-
fügte als Vertreter eines neutralen Lan-

des,das zudem hervorragende Beziehun-
gen zu Moskau unterhält, über einen er-
heblichen Vorteil. Er wurde so zu einem
der prominentesten Schweizer Diploma-
ten auf dem internationalen Parkett.

Der Vorwurf, Greminger pflege eine
zu grosse Nähe zu Russland,wurde regel-
mässig laut, doch an seiner Eignung be-
standen nie Zweifel. Der 59-jährige
Generalstabsoffizier steht seit drei Jahr-
zehnten im diplomatischen Dienst, war
OSZE-Botschafter der Schweiz und in
dieser Rolle 2014 auch massgeblich an
der Errichtung der Beobachtermission
in der Ukraine beteiligt. Für den Verlust
seines Amtes waren beide Aspekte nur
am Rande relevant – die guten Beziehun-
gen zu Moskau wohl insofern,als derWi-
derstand der meisten Westeuropäer und
Amerikaner gegen seine Nichtwieder-

ernennung relativ schwach ausfiel. Wie
die OSZE-Expertin Stephanie Liechten-
stein bereits im Juni bemerkte, war es
Aserbaidschan, das jene Spirale in Gang
setzte,die zum Sturz der Führung führte.

Querschläger aus Ost und West

Der Unmut der Aserbaidschaner rich-
tete sich zunächst gegen den Franzosen
Désir. Dieser hatte in seiner Funktion
die Verstösse des autoritären Regimes
in Baku gegen die Medienfreiheit stets
in klaren Worten verurteilt. Am 11. Juni
legte Aserbaidschan deshalb sein Veto
ein gegen die Verlängerung von Désirs
Mandat. Diesem schloss sich Tadschiki-
stan an, das zusammen mit der Türkei
auch grundlegende Vorbehalte gegen
Gisladottir anmeldete. Als Direktorin

der Odihr war sie ebenfalls eine kriti-
sche Stimme, die im Rahmen ihres Man-
dates die saubere Durchführung von
Wahlen und den Schutz der Menschen-
rechte einforderte.

Zu den Paradoxien dieser vertrack-
ten Affäre gehört allerdings, dass es
nicht diese drei Staaten waren, die das
Quartett zu Fall brachten, sondern eine
Reihe von Partnerländern der Schweiz:
Nachdem Anfang Juli klar gewor-
den war, dass die Kaukasier nicht von
ihrem Widerstand abrücken würden,
stimmte eine Staatengruppe unter Füh-
rung Frankreichs gegen die Verlänge-
rung aller Mandate. Unter ihnen sind
auch Norwegen und Kanada – Länder,
die innerhalb der Organisation mit der
Schweiz sogar eine Gruppe von «Gleich-
gesinnten» bilden. Seltsamerweise ge-

hören sie dem Vernehmen nach auch zu
den prononciertesten westeuropäischen
Kritikern Gremingers in der OSZE.

Fiasko für Berns Diplomatie

Seit dem Fiasko ist der Vorwurf zu
hören, das Eidgenössische Departe-
ment des Äusseren (EDA) habe die
Gefahr für Greminger zu lange unter-
schätzt. Das EDA kontert, Bundes-
präsidentin Sommaruga, Aussenminis-
ter Cassis und zahlreiche weitere poli-
tische und diplomatische Vertreter hät-
ten bis zuletzt versucht, das Paket zu
retten. Bern sieht die Absetzung Gre-
mingers zudem nicht als Misstrauens-
votum gegen die Schweizer Diploma-
tie, sondern als Symptom des polarisier-
ten Klimas innerhalb der OSZE. Damit
mag das EDA richtig liegen. Dennoch ist
der Verlust des wichtigen Amtes für die
Schweiz bitter – auch wenn ihr mit Heidi
Grau, der Sonderbeauftragten in der
Ukraine, eine weitere Schlüsselposition
in der OSZE bleibt. Der Fall Greminger
führt der Schweiz aber vor Augen, wie
beschränkt ihr Einfluss ohne die Unter-
stützung grosser Partner bleibt – zumal
in einem raueren geopolitischen Klima:
Als neutrales, blockfreies Land kann sie
ebenso rasch zum Opfer von Machtspie-
len werden, wie sie sich als Vermittler
verdient macht.

Ob Thomas Greminger sich inner-
halb der bis zum 18. September laufen-
den Frist erneut für das Amt des Gene-
ralsekretärs bewirbt, ist unklar.Aus aus-
ländischen Vertretungen ist bei allem
Bedauern über den Umgang mit ihm
aber Skepsis zu hören: Durch das Schei-
tern des ganzen Pakets sei ein Neubeginn
möglicherweise nur mit neuen Kandida-
ten machbar. Der albanische Vorsitz be-
müht sich zwar um eine rasche Lösung
des Konflikts und wird in den nächs-
ten Tagen eine Übergangsführung ein-
setzen, doch sind sowohl die diplomati-
schen Ressourcen als auch der politische
Einfluss des kleinen Landes begrenzt.Im
Hintergrund drängt vor allem Russland
auf eine grössere Zahl von Osteuropäern
unter den Kandidaten. Ob diese kon-
sensfähig sind, ist alles andere als klar.
Somit droht der OSZE zumindest vor-
läufig die Handlungsunfähigkeit.

In der ersten Reihe mit Sergei Lawrow, Sebastian Kurz und Rex Tillerson:Thomas Greminger (2. v. l.) Ende 2017 in Wien. H. PUNZ / APA

«Ich sehe mich durchaus als Kollateralschaden»
Der scheidende Schweizer Generalsekretär Thomas Greminger führt seine Nichtwiederwahl auch auf die Passivität der Grossmächte zurück

Herr Greminger, Sie wurden vergangene
Woche als Generalsekretär der OSZE
abgesägt. Sind Sie wütend?
Ich bin sehr enttäuscht und frustriert,
dass es so gekommen ist. So richtig be-
griffen habe ich wohl noch nicht, dass ich
ab Sonntag nicht mehr im Amt bin.Alles
ging sehr schnell.

Aserbaidschan, Tadschikistan und die
Türkei lehnten eigentlich andere Kan-
didaten wie den französischen Medien-
beauftragten Harlem Désir ab, nicht Sie.
Ich sehe mich durchaus als Kollate-
ralschaden einer politischen Dynamik.
Um das nun Realität gewordene Füh-
rungsvakuum zu verhindern, hätte es
eine Eskalation durch die Grossmächte
gebraucht, die den kleineren Ländern
die politischen Kosten ihrer verhee-
renden Alleingänge aufgezeigt hätten.
Doch ausser Deutschland war keine von
ihnen bereit für Schritte, die über diplo-
matische Interventionen hinausgingen.
Störmanöver haben bei der OSZE in
Wien keinen Preis, und das regt leider
zur Nachahmung an. Wenn Sie in ande-
ren Organisationen so etwas machen,
kriegen Sie recht schnell eines auf den
Deckel.

Sind Sie enttäuscht, dass sogar das Nach-
barland Frankreich gegen Sie stimmte,
weil es über die Blockierung des eige-
nen Kandidaten verärgert war?
Eine Gruppe westlicher Staaten fand, es
müssten entweder alle oder keiner ver-

längert werden. Ich kann diese Haltung
zwar nicht unterstützen, aber nachvoll-
ziehen. Sie folgt der Logik, dass es um
einen Angriff nicht auf Personen, son-
dern auf deren Mandate und damit letzt-
lich die OSZE-Institutionen ging,die sich
um Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit
und Demokratie kümmern. Eine solche
Analyse sollte dann jedoch auch ein ent-
sprechendes Engagement auf der politi-
schen Ebene nach sich ziehen.EinAnruf

von Präsident Macron an seinen aserbai-
dschanischen Amtskollegen hätte mög-
licherweise etwas bewegt. Dass man
gleichzeitig blockt und passiv bleibt,stört.

Ist das Ausdruck von mangelnder Wert-
schätzung gegenüber der OSZE?
Die Arbeit der Organisation wird grund-
sätzlich sehr geschätzt.Aber dies bedeu-
tet nicht, dass die OSZE auch auf dem
Radar einer Regierung liegt und diese
willens ist, politisches Kapital und Res-
sourcen zu investieren. Unser reguläres
Budget ist seit zehn Jahren im Krebs-

gang. Wir arbeiten jedes Jahr mit weni-
ger, und gleichzeitig wird von uns immer
mehr erwartet.

Sie haben sich stark, aber mit wenig Er-
folg, für mehr Mittel und Kompetenzen
im Generalsekretariat eingesetzt. Ist ein
starker Generalsekretär überhaupt er-
wünscht?
Der Generalsekretär ist immer nur so
stark,wiediesdasLandzulässt,das jeweils
den Vorsitz der OSZE hat. Meine eigene
Rolle habe ich immer eng mit dem jewei-
ligen Aussenminister abgestimmt. Dazu
gehört, welche Länder man besucht, auf
welchen Konferenzen man auftritt oder
welche neuen Themen auf die Agenda
kommen, wie etwa sicherheitspolitische
Auswirkungen des Klimawandels oder
neuer Technologien wie der künstlichen
Intelligenz. Der Generalsekretär kann
nur Ideen vorlegen. Die Entscheidun-
gen treffen die Mitgliedstaaten.

Ihnen wurde auch vorgeworfen, Sie
seien zu russlandfreundlich.
Natürlich hat sich der russische Aussen-
minister Lawrow bei meiner Wahl 2017
als Retter der OSZE inszeniert.Aber ich
habe sehr darauf geachtet, nicht häufi-
ger in Moskau zu sein als in Washington.
Ausgewogenheit ist das A und O die-
ser Organisation. Dass ich in Washing-
ton jeweils auf tieferer Ebene empfan-
gen wurde als in Moskau, ist nicht mein
Fehler. Gleichzeitig scheint es mir sinn-
voll, dass man mit den Russen die Be-

ziehungen pflegt. Die OSZE ist eine der
wenigen verbliebenen internationalen
Dialogplattformen, bei denen sie noch
gleichberechtigt am Tisch sitzen.

Es scheint, als ob in der gegenwärti-
gen Blockade geopolitische Spannun-
gen und kleinliche Machtspiele zusam-
menwirken. Macht das die Krise beson-
ders akut?
Klar. Die OSZE ist ein Spiegelbild der
Geopolitik. Zusätzlich zur Polarisierung
existiert ein Störpotenzial von kleineren
Ländern – auch weil das Konsensprin-
zip herrscht. Um Entscheide zu fällen,
braucht es ein immer grösseres Engage-
ment der Grossmächte, die sich aber zu-
nehmend uneinig sind.

Muss man also vom Einstimmigkeits-
prinzip wegkommen?
In besseren Zeiten könnte man darüber
in einigen Bereichen diskutieren. Aber
im gegenwärtigen Klima wäre das chan-
cenlos. Seit 2010, als ich Botschafter bei
der OSZE wurde, wuchs die Polarisie-
rung im euroatlantischen Raum stark
an. Bei der Rüstungskontrolle und mili-
tärischen Kontakten herrscht eine Eis-
zeit. Der gewaltsame Konflikt in der und
um die Ukraine hat uns aber auch neue
Bedeutung verliehen, da wir 2014 ein
wirksames Krisenmanagement einge-
richtet und als Vermittler eine weitere
Eskalation verhindert haben. In diesem
Bereich haben wir übrigens kein Pro-
blem, ein höheres Budget zu erhalten.

Da verstehen die wichtigen Hauptstädte
auch keinen Spass, wenn es zu Verzöge-
rungen kommt.

Sind die Turbulenzen innerhalb der
OSZE ein Symptom der Krise des
Multilateralismus generell?
Auf jeden Fall. Diese Krise muss man
weiss Gott nicht herbeireden. Die
OSZE ist nur so stark, wie dies das
weltpolitische Klima zulässt. Wir sind
ein Werkzeugkasten mit tollen Werk-
zeugen, auch wenn sie teilweise etwas
billig oder veraltet sind.Aber man muss
diese Werkzeuge nutzen.Wenn der poli-
tische Wille dazu fehlt, ist der Kasten
schwer unternutzt.

Wäre eine bessere geografische Vertei-
lung der Führungspositionen ein Weg,
um diese breiter abzustützen? Die Rus-
sen drängen ja auf Kandidaten aus Ost-
europa.
Es wäre jetzt wichtig, dass starke Kandi-
daturen auch aus dem Osten kommen.
Auch im Generalsekretariat haben wir
zu wenig Mitarbeiter aus Ländern, die
östlich von Wien liegen. Aber ich habe
immer gesagt, dass die wichtigsten Kri-
terien fachliche Kompetenz, Geschlecht
und Herkunft sind – in dieser Reihen-
folge. In vielen osteuropäischen Län-
dern wird der Pool an vorhandenen
Kandidaten zu wenig systematisch aus-
geschöpft, aus strukturellen, aber auch
aus politischen Gründen.
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«Es wäre wichtig, dass
starke Kandidaturen
auch aus dem Osten
kommen.»


